
Grundinhalt äußert sich praktisch in dem sich zuneh­
mend gegenseitig durchdringenden Normengefüge von 
Recht und Moral und ihrer Wirksamkeit.
Diese rechtstheoretische Frage gewinnt — ebenso wie 
in anderen Rechtszweigen — auch im Strafrecht an 
praktischer Bedeutung. Die gesellschaftserzieherische 
Funktion des Strafrechts wird quantitativ und qualita­
tiv immer mehr zu einer gemeinsamen Sache der Or­
gane der Rechtsprechung und der organisierten mora­
lischen Kraft der Gesellschaft. Das wird insbesondere 
auch bei der bedingten Verurteilung und der Über­
nahme und Realisierung von Bürgschaften durch Ar- 
beitskollektive sichtbar und meßbar.

Zum Charakter der Bürgschaft

Der dem Strafrecht u. a. innewohnende Zweck, gesell­
schaftswidriges Verhalten zu ahnden, wird im Inter­
esse der Gesellschaft zum Mittel, den Reichtum sozia­
listischer Gemeinschaftsbeziehungen zu gestalten. Darin 
hat das Strafrecht seinen prinzipiellen gesellschaftlichen 
Bezug; darin allein wurzelt auch seine moralische Ver­
bindlichkeit.
Diese moralische Verbindlichkeit ist Element des straf­
rechtlichen Normengefüges selbst; sie wird aber beson­
ders offenbar in der Form der gesellschaftlichen An­
wendung und Verwirklichung dieses Normengefüges. 
Speziell in diesem praktischen Prozeß der Rechtsver­
wirklichung, der mit den gesellschaftlichen Kräften 
vollzogen wird, entwickeln sich auch die Formen einer 
direkten Verbindung von Recht und Moral. Eine solche 
Verbindung ist die Beziehung zwischen bedingter 
Verurteilung und gesellschaftlicher Bürgschaft. In der 
bisherigen Rechtsliteratur wird zu diesem Problem 
richtig festgestellt, daß
— die Bürgschaft dem G e s a m t s y s t e m  der Maß­

nahmen im Strafverfahren z u g e o r d n e t  ist,
— sie dem Kollektiv durch das Gericht nicht auferlegt 

werden kann,
— sie rechtlich nicht erzwingbar ist.
Diese Feststellungen rechtfertigen aber nicht, die Bürg­
schaft als „reines“ Rechtsinstitut zu qualifizieren, wie 
dies D ä h n getan hat1. Wir vertreten heute die Auf­
fassung, daß die Bürgschaft ein moralisch verbindliches 
Übereinkommen im unmittelbaren Interessenbereich 
eines Kollektivs oder einer Gemeinschaft mit konkre­
tem sach- und persönlichkeitsbezogenem Inhalt ist. Das 
innere Wesen der Bürgschaft ist bestimmt durch die 
auf eine Summe konkreter Verhaltensweisen bezogene 
und freiwillig eingegangene Verpflichtung, nicht nur 
grundsätzliches Fehlverhalten auszuschließen oder zu 
korrigieren, sondern diese Verhaltensweisen zum ver­
bindlichen Regelmaß solcher persönlichen und kollek­
tiven Beziehungen zu machen, die mit den gesellschaft­
lichen Interessen im Sozialismus übereinstimmen. Die 
Bürgschaft kann sowohl persönliche als auch kollektive 
Verpflichtung sein oder auch beide Formen umschlie­
ßen. Der Form nach ist sie ein schriftlich fixiertes Nor­
mengefüge mit jeweils spezifisch bestimmtem Charak­
ter.
Der Charakter der Bürgschaft erhält eine Besonderheit, 
sobald sie als moralisch verbindliches Übereinkommen 
dem Gesamtsystem strafrechtlicher Maßnahmen zuge­
ordnet ist. Ihre Funktion, als moralisch bestimmender 
Regulator zweckgerichtet zu wirken, wird indes dadurch 
nicht aufgehoben. Die im Zusammenhang mit einem 
Strafverfahren zugleich rechtsverpflichtend wirkende

1 Vgl. Dähn, „Ausgestaltung und Wirksamkeit der Bürg­
schaft“, NJ 1966 S. 327 fl. (328). Zur Bürgschaft generell vgl. 
ferner die bei Dähn zitierte Literatur; Schlegel, „Gedanken zu 
einer stärkeren, differenzierten Mitwirkung gesellschaftlicher 
Kräfte im Strafverfahren“, NJ 1966 S. 459; Brunner / Oehmke, 
„Uber die Wirksamkeit der Arbeitsplatzbindung und der 
Bürgschaft“, NJ 1966 S. 714 ff.

Bürgschaft macht nicht nur eine spezifische Verbin­
dung von Recht und Moral unter unseren sozialisti­
schen Gesellschaftsverhältnissen sichtbar, sondern regt 
auch an, das Ineinandergreifen, die Form der sich ge­
genseitig befruchtenden Vermittlung von Recht und 
Moral zu analysieren.
Daß der moralische Aspekt dieses konkreten Rechts­
verhältnisses uns Zugang zu einer Reihe wichtiger 
Fragen der Ausgestaltung und Realisierung der Bürg­
schaft verschafft, soll an Hand unserer Untersuchungen 
nachgewiesen werden, die sich auf 172 Bürgschaften und 
die Berichte über den Stand ihrer Durchsetzung erstrede­
ten2. Die Gliederung der Bürgschaftsübernahmen nach 
Deliktsgruppen ergibt folgendes Bild:
Eigentumsdelikte = 54 (davon 37 bei Vergehen gegen 
gesellschaftliches und 17 bei Vergehen gegen persön­
liches Eigentum)
Körperverletzung = 34 (davon 20 bei vorsätzlicher und
14 bei fahrlässiger Körperverletzung)
fahrlässig Tötung = 14
Beeinträchtigung der Fahrtüchtigkeit = 13
verbrecherische Trunkenheit = 15
Sexualdelikte = 5
Staatsverleumdung und Widerstand gegen die Staats­
gewalt = 10
versuchter Grenzdurchbruch = 8
sonstige Delikte = 17 (Verletzung der Unterhaltspflicht, 
fahrlässige Brandstiftung, fahrlässige Transportgefähr­
dung, Sachbeschädigung u. a.).
In 34 Fällen waren die Täter vorbestraft.
Dieses Ergebnis veranschaulicht die Vielfalt der Straf­
taten, bei deren Verfolgung sich die Kollektive bereit 
erklärten, eine Bürgschaft über die Rechtsverletzer zu 
übernehmen. Die Verantwortung, die das Kollektiv bei 
der Übernahme einer Bürgschaft trägt, ist daher hoch 
einzuschätzen. Obwohl diese Verpflichtung im Falle des 
Mißerfolgs einer Bürgschaft rechtlich nicht verbindlich 
ist, steht hinter ihr eine politisch-moralisch begründete 
Verantwortung des Kollektivs für Recht und Gerechtig­
keit, für die Verwirklichung der sozialistischen Rechts­
ordnung. In diesem Sinne ist die Bürgschaft ein Aus­
druck des Selbstvertrauens des Kollektivs, des Ver­
trauens in den Menschen, der straffällig geworden ist', 
und nicht zuletzt des Vertrauens in einen gemeinschaft­
lich mit den Rechtspflegeorganen sinnvoll organisier­
ten Erziehungsprozeß.
Diese weitgehend moralisch motivierte Bereitschaft der 
Kollektive sollte nicht nur bei der Bestätigung der 
Bürgschaft durch das Gericht eine Rolle spielen, son­
dern vor allem auch bei der Zusammenarbeit der 
Rechtspflegeorgane mit den Kollektiven, die eine Bürg­
schaft übernehmen. Es handelt sich hierbei um eine 
grundsätzliche Frage der Menschenführung, um den 
Einfluß des Rechts auf die Steuerung sozialer Prozesse 
und um die unmittelbare Erziehung der Menschen — 
nicht einfach nur um die Erziehung des Rechtsver­
letzers.
Bei den von uns untersuchten Verfahren spiegeln sich 
in der rechtlichen Analyse der Straftaten durch die Ge­
richte die Beziehungen zwischen der Umwelt des Tä­
ters, seinem Verhalten und der Tat häufig nur unzu­
reichend wider. Es ist aber notwendig, die unmittel­
bare sozial-kollektive Umwelt, die Verhältnisse in de­
nen der Rechtsverletzer arbeitet und lebt und die viel­
fach noch ein strafrechtlich zu verantwortendes Fehl­
verhalten begünstigen, stärker mit der Einschätzung 
seines Verhaltens und seiner Tat zu verbinden und für 
den Erziehungsprozeß nutzbar zu machen.

2 Für die Unterstützung bei der Beschaffung des zur Analyse 
erforderlichen Materials möchten wir an dieser Stelle dem 
Obersten Gericht, insbesondere Oberrichter S c h l e g e l ,  
danken.
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